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Zu den Voraussetzungen des Unfallversicherungsschutzes gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 11a SGB 
VII bei ehrenamtlicher Hilfeleistung  
 
§ 2 Abs. 1 Nr. 11a SGB VII, § 13 SGB VII 
 
Urteil des SG Münster vom 25.09.2013 – S 13 U 258/11 – 
 

Streitig war die Erstattung von Kosten für die Reparatur eines PKW. 
Der Kläger verschuldete im Jahr 2008 einen Verkehrsunfall, wobei an dem von seinem Sohn 
ausgeliehenen PKW ein Sachschaden  i.H. v. rund 7.000 € entstand. Hierfür begehrte der 
Kläger von der Beklagten Erstattung der Kosten, da der Unfall sich im Rahmen einer Tätigkeit 
zur Codierung von Fahrrädern ereignet hatte.  Die Fahrradcodierung war zunächst im Rah-
men der Kriminalprävention von der Kreispolizeibehörde in B. initiiert und später an ehren-
amtliche Helfer übergeben worden. Der Kläger war als Leiter der „Kontaktbörse für Ehrenamt-
liche“ auch mit der Fahrradcodierung betraut. Der Unfall ereignete sich, als er einen PC von der 
Kreisverwaltung in B. abholen wollte, der für die nächste Codierungsaktion verwendet werden 
sollte.  
Die Beklagte lehnte die Anerkennung des Unfalls als Arbeitsunfall ab, da der Kläger nicht ge-
mäß § 2 Abs. 1 Nr. 11a SGB VII unter Versicherungsschutz gestanden habe. Die Kreispolizei-
behörde habe die Codierung an ehrenamtliche Helfer übergeben, so dass der Kläger nicht zu 
einer Diensthandlung herangezogen worden sei. Der Widerspruch blieb ohne Erfolg. 
 
Das SG wies die Klage als unbegründet zurück. 
Dem Kläger stehe kein Anspruch auf Erstattung der Reparaturkosten in Folge des Verkehrsun-
falles aus dem Jahr 2008 zu. § 13 SGB VII setzte voraus, dass einem gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 11 
a SGB VII Versicherten in Folge einer der dort genannten Tätigkeiten ein Sachschaden ent-
standen sei. Diese Norm sei vorliegend jedoch nicht erfüllt, da hierfür eine Tätigkeit erforder-
lich sei, die in den Aufgabenbereich eines Bediensteten falle, wobei dieser Bedienstete die 
betreffende Person dann zur Unterstützung auffordern und somit hierzu heranziehen müsse. 
Eine Diensthandlung setze voraus, dass sie eigenverantwortlich und ausschließlich von der öf-
fentlich-rechtlichen Einrichtung ausgeübt werde Die Fahrradcodierung sei zwar in der Vergan-
genheit von der Kreispolizeibehörde B. in Gang gebracht, dann jedoch eigenverantwortlich an 
ehrenamtliche Helfer übertragen worden. Die Codierung stelle somit keine Diensthandlung 
der Kreispolizeibehörde mehr dar, selbst wenn ein Vertreter dieser Stelle bei den jeweiligen 
Codierungsterminen anwesend war (vgl. S. 6, 1. Absatz des Urteils). Würden dritte Personen 
zur Unterstützung herangezogen, so geschehe dies außerdem in der Regel auf Grund ei-
ner Eilbedürftigkeit oder anderer erheblicher Gründe auf Seiten des Bediensteten, die bei 
Planung der Diensthandlung noch nicht vorhersehbar waren. Dies sei im Hinblick auf die lang-
fristig vorgeplanten Codierungstermine nicht der Fall (vgl. S. 6, 2. Absatz des Urteils). 
Darüber hinaus sei zu berücksichtigen, dass nach der Rechtsprechung des BSG der Versiche-
rungsschutz nach § 2 Abs. 1 Nr. 11a SGB VII dann entfalle, wenn „der Aspekt der Hilfe-
leistung bei einer (unterstellten) Diensthandlung hinter den eigenwirtschaftlichen Grün-
den des Hilfeleistenden als unwesentlich zurücktrete“. Hier habe bei der Handlungsten-
denz des Klägers im Vordergrund gestanden, dass er seiner ehrenamtlich übernommenen 
Verpflichtung gerecht werden wollte.  
(Hinweis: die zunächst eingelegte Berufung des Klägers gegen das Urteil wurde kürzlich zu-
rückgenommen, so dass die Entscheidung mittlerweile rechtskräftig geworden ist). 
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Das Sozialgericht Münster hat mit Urteil vom 25.09.2013 – S 13 U 258/11 –  
wie folgt entschieden: 
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